
Einleitung

Bereits am 21. Juli 2001 ist die Richtlinie 2001/42/EG
des Europäischen Parlaments und des Europäischen
Rates in Kraft getreten und muss nun innerhalb einer
dreijährigen Frist bis zum 20.07.04 in nationales Recht
umgesetzt werden. Sie schreibt für alle Pläne und Pro-
gramme, bei deren Umsetzung mit erheblichen Umwelt-
auswirkungen zu rechnen ist, eine Prüfung derselben
vor. Jetzt nahm das Naturschutz-Zentrum Hessen - Aka-
demie für Natur- und Umweltschutz (NZH) den durch die
Verordnung entstandenen Informations- und Diskus-
sionsbedarf bei Planungsträgern und -beteiligten zum
Anlass, gemeinsam mit der Hessischen Vereinigung für
Naturschutz und Landschaftspflege (HVNL) eine Tagung
zu diesem Thema durchzuführen. Über 60 Teilnehmer
aus nahezu dem gesamten Bundesgebiet, zumeist Mit-
arbeiter von Behörden, Büros, Kommunen und Verbän-
den, nutzten die Gelegenheit, sich am 13.03. in Wetzlar
umfangreich und „aus erster Hand“, wie Bernhard Neu-
girg (NZH) bei der Begrüßung betonte, über die SUP zu
informieren. Im Folgenden werden die Inhalte der
Tagung vorgestellt. Als Grundlage dienten die Thesen-
papiere der Referenten und eigene Mitschriften.

Ziele und Inhalte der SUP-Richtlinie

Im ersten Vortrag des Tages stellte Dr. Christof San-
genstedt vom Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit in Berlin die Inhalte der
neuen Richtlinie sowie den aktuellen Stand ihrer Umset-
zung in nationales Recht dar. Ihr Ziel ist es, „im Hinblick
auf die Förderung einer nachhaltigen Entwicklung ein
hohes Umweltniveau sicherzustellen“ (Art.1). So sollen
Umwelterwägungen bereits in der Konzeptphase von
Plänen und Programmen berücksichtigt werden und im
Falle voraussichtlich erheblicher Umweltauswirkungen
eine Umweltprüfung erfolgen. Dabei ist zwischen Plänen
und Programmen mit obligatorischer Umweltprüfung und
solchen mit konditionaler Umweltprüfung zu unterschei-
den. Zu ersteren zählen Pläne und Programme, die
einen Rahmen für UVP-pflichtige Projekte vorgeben
oder bei deren Umsetzung mit Auswirkungen auf FFH-
Gebiete zu rechnen ist. Kleinräumige Planungen, unbe-
deutende Plan- und Programmänderungen sowie rah-
mensetzende Pläne und Programme mit Bezug auf nicht
UVP-pflichtige Projekte unterliegen lediglich einer kondi-
tionalen Prüfung. Von der Richtlinie nicht betroffen sind
Planungen zur Landesverteidigung, zum Katastrophen-
schutz, Finanz- und Haushaltspläne. Ob eine Planung
prüfpflichtig ist, wird im Screening (entsprechend der
Projekt-UVP) festgestellt, die Festlegung des Prüfungs-
inhalts erfolgt im Scoping. Die folgende eigentliche SUP
ist in drei strukturelle Elemente untergliedert: den

Umweltbericht (Art.5), die Beteiligung von Behörden und
Öffentlichkeit (Art.6), die Entscheidungsfindung und
Bekanntmachung der Entscheidung (Art.8,9). 

Die erforderlichen Inhalte des Umweltberichts sind im
Anhang I der SUP-Richtlinie festgelegt. Darzulegen sind:

● Die Inhalte und Ziele der zu prüfenden Planung

● Die aktuelle Umweltsituation und ihre voraussichtli-
che weitere Entwicklung, sowohl im Falle der Durch-
führung als auch im Falle der Nicht-Durchführung der
Planung

● Maßnahmen zur Eindämmung oder Kompensation
der Auswirkungen

● Für die Planung relevante nationale und internatio-
nale Ziele des Umweltschutzes und die Art ihrer
Berücksichtigung bei der Planung

● Begründung für die Wahl der jeweiligen Alternative

● Geplante Monitoring-Maßnahmen

● Eine allgemeinverständliche „nichttechnische“ Zu-
sammenfassung aller bisher genannter Informatio-
nen.

Zur Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung existie-
ren keine näheren Vorgaben, vielmehr bietet sich hier
die Möglichkeit zu einer flexiblen, situationsangepassten
Ausgestaltung durch die Mitgliedsstaaten. Vorgeschrie-
ben ist lediglich die Eröffnung der Möglichkeit zur Stel-
lungnahme. Die Ergebnisse der SUP einschließlich der
abgegebenen Stellungnahmen sind „bei der weiteren
Ausarbeitung und vor der Annahme des Plans oder Pro-
gramms oder vor dessen Einbringung in das Gesetzge-
bungsverfahren“ zu berücksichtigen (Art.8).

Insgesamt ähneln sich SUP und Projekt-UVP in Auf-
bau und Methodik, sind jedoch nicht identisch. Die SUP-
Richtlinie kann als Ergänzung zur UVP-Richtlinie ange-
sehen werden. Von besonderer Bedeutung ist dabei der
Aspekt der Frühzeitigkeit. Bislang werden durch Ent-
scheidungen auf vorgelagerten Planungsebenen Rah-
menbedingungen für Projekte geschaffen, ohne dass
dabei Umweltbelange berücksichtigt werden müssen.
Wenn beispielsweise eine UVP in der Verkehrswegepla-
nung erfolgt, sind die vorgelagerten Planungshierarchien
wie Bundesverkehrswegeplan, Bedarfspläne und Linien-
bestimmung bereits durchlaufen worden. Durch derarti-
ge Vorgaben ist bei UVP-pflichtigen Projekten der Pla-
nungsspielraum z.B. zur Entwicklung von Alternativen in
solchen Fällen bereits stark eingeengt.

Aktueller Stand der rechtlichen Umsetzung

Für die Umsetzung in nationales Recht wurde eine
eigene Konzeption entwickelt. Dabei mussten verschie-
dene Randbedingungen berücksichtigt werden: Die
SUP-Richtlinie gibt lediglich einen unscharfen, äußeren
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Rahmen vor, der durch die Mitgliedsstaaten zu konkreti-
sieren ist. Aufgrund des föderalistischen Prinzips der
BRD verfügt der Bund lediglich über eine begrenzte
Regelungskompetenz, die Raumplanung ist Sache der
Länder. Beabsichtigt ist die einheitliche Regelung zen-
traler Elemente der SUP durch ein Bundesgesetz.
Erschwerend wirkt sich auch die Komplexität der Rege-
lungsmaterie aus. So ist eine Integration der SUP in das
bestehende UVP-Gesetz beabsichtigt. Verzahnungen
zwischen speziellen SUP-Regelungen und Fachgeset-
zen des Bundes bzw. Ländervorschriften müssen
berücksichtigt werden. Hinzu kommt, dass es sich
zumindest in Teilbereichen um rechtliches und methodi-
sches Neuland handelt. Die erarbeiteten Umsetzungs-
konzeptionen müssen sowohl auf europäischer als auch
auf nationaler Ebene abgestimmt werden, wobei eine
Bund-Länder-Arbeitsgruppe die Zusammenarbeit koor-
dinieren soll.
Insgesamt sieht die Konzeption vier Schritte vor:
1. Bestimmung des voraussichtlichen Anwendungsbe-

reichs / der prüfpflichtigen Pläne und Programme
2. Klärung wichtiger Rechts-, Verfahrens- und Metho-

dikfragen z. B.: Regelungskompetenz, Abschichtung
bei gestuften Planverfahren, Ausgestaltung der
Öffentlichkeitsbeteiligung und des Monitorings

3. Ausarbeitung eines Entwurfs und Erprobung in Plan-
spielen zur fachlichen Absicherung

4. Kabinettsbeschluss, Einleitung des Gesetzgebungs-
verfahrens. 

Insgesamt ging Sangenstedt davon aus, dass die im Juli
2004 endende Umsetzungsfrist eingehalten werden kann.

Durch die SUP-Richtlinie entstehende neue
Anforderungen an die Raumplanung

Auch wenn der Grundgedanke einer Integration der
Umweltbelange in die räumliche Planung nicht neu ist
und die SUP-Richtlinie keine neuen Umweltziele oder -
standards enthält, so ist dennoch mit erhöhten verfah-
renstechnischen Anforderungen bei der Planung zu
rechnen. Die Akademie für Raumforschung und Landes-
planung (ARL) hat daher den Arbeitskreis „Plan-UVP“
gegründet, der Empfehlungen zur Umsetzung der Richt-
linie in Recht und Praxis erarbeitet. Dr. Christian Jacoby,
der in diesem Arbeitskreis mitwirkt, fasste in seinem Vor-
trag zunächst diese neu hinzukommenden Aufgaben
zusammen. Im Wesentlichen sind zu nennen:
● die Beschreibung der voraussichtlichen weiteren

Entwicklung der Umwelt bei Nichtdurchführung der
Planung auf Grundlage einer „Status-quo-Analyse“

● Berücksichtigung der nationalen, europäischen und
internationalen Umweltziele 

● erweiterter Katalog der Schutzgüter (neu gegenüber
UVP-RL: Biologische Vielfalt)

● Darstellung kumulativer Umweltauswirkungen
● auf alle Schutzgüter bezogene Maßnahmen zur Ver-

meidung, Verminderung oder zum Ausgleich der
Auswirkungen

● Darstellung der Vorgehensweise und Begründung
der Entscheidung (Wie wurden Umweltziele und -er-
wägungen berücksichtigt? Warum wurde gerade
diese Alternative gewählt?)

● Allgemeinverständliche Zusammenfassung als fester
Bestandteil des Umweltberichts.

Hier wird deutlich, dass die Schaffung größtmöglicher
Transparenz ein wichtiges Ziel der SUP ist. Diese Trans-
parenz und die damit verbundene Dokumentations-,
Beteiligungs- und Begründungspflicht bei der Erstellung
des Umweltberichts stellt eine beträchtliche Erweiterung
der Anforderungen an die Planung dar. In diesem Zu-
sammenhang betonte Jacoby die Wichtigkeit des Ab-
schichtungsprinzips. Dieses dient der Vermeidung einer
mehrfachen Prüfung von Teilaussagen des Plans bzw.
des Programms. Sind Teilaussagen auf einer vorange-
stellten Planungsebene oder im Rahmen einer anderen
Fachplanung bereits ausreichend abgeprüft worden, soll
bei Umweltprüfungen dieses Ergebnis übernommen und
sich auf andere bzw. durch Konkretisierung neu hinzu-
kommende Aspekte konzentriert werden. Der Arbeitskreis
„Plan-UVP“ empfiehlt, bereits im Scoping festzulegen,
welche Umweltuntersuchungen auf welcher Planungs-
ebene bzw. von welcher Fachplanung durchgeführt wer-
den sollten. Auch beim Monitoring ist auf die Vermeidung
doppelter Arbeit zu achten. So sollten vorhandene Über-
wachungssysteme wie die laufende Raumbeobachtung
auf Bundes- und Länderebene genutzt werden. Trotz die-
ser eindämmenden Maßnahmen ist durch den erweiter-
ten Prüfungsumpfang, besonders durch die Dokumenta-
tionspflicht und die Öffentlichkeitsbeteiligung, mit einem
erhöhten Arbeitsaufwand zu rechnen. Der Arbeitskreis
sieht daher die Schaffung entsprechender Rahmenbedin-
gungen (Personal bzw. Finanzmittel) als Grundvorraus-
setzung für die praktische Umsetzung der Richtlinie.

Praxistest zur Umsetzung der SUP-Richtlinie 

Parallel zur Umsetzung der SUP-Richtlinie in natio-
nales Recht wird ein vom Umweltbundesamtes in Auf-
trag gegebenes Forschungsprojekt durchgeführt. In der
Zeit von September 2001 bis August 2003 werden in
einem ersten Praxistest in ausgewählten Beispielregio-
nen auf freiwilliger Basis Umweltprüfungen gemäß der
Richtlinie durchgeführt. Eine Forschungsgemeinschaft
bestehend aus Vertretern privater Planungsbüros und
Universitätsangehöriger begleitet die Durchführung wis-
senschaftlich. Auf diese Weise will man erste Erkennt-
nisse über Probleme bei der praktischen Anwendung
gewinnen. Diese sollen einerseits in den Umsetzungs-
prozess einfließen, andererseits sollen auf ihrer Grund-
lage den Planungsträgern Hilfen für die praktische
Anwendung an die Hand gegeben werden. Zum Zeit-
punkt der Tagung konnten leider noch keine Ergebnisse
vorgestellt werden, weswegen sich Jacoby, selbst Mit-
glied der Forschungsgemeinschaft, auf eine allgemeine
Vorstellung des Projektes beschränkte. Als „Versuchsob-
jekte“ wurden Regionalpläne in drei Regionen ausge-
wählt, wobei unterschiedliche Verfahrensaspekte im
Vordergrund stehen (s. Tab.1).

Ein Entwurf für ein Erprobungskonzept, das einen
Überblick über das Verfahren und Hinweise zur Entwick-
lung von Szenarien und Planungsalternativen, zur
Abschichtung der Umweltprüfung sowie detailierte Anga-
ben zu den einzelnen Planungsschritten enthalten soll,
liegt zur internen Abstimmung vor.
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Beispiel: SUP in der Verkehrsplanung

Dr. Ulf Surburg, Mitarbeiter der BPI-Consult GmbH,
Berlin, stellte in seinem Vortrag die voraussichtliche
Bedeutung der SUP für die Verkehrsplanung dar und
damit den Bezug zu einem konkreten Planungsbereich
her. Er rechnete mit einer SUP-Pflicht für Verkehrspläne,
Umweltfachplanungen mit Verkehrsbezug sowie für
Raumordnungspläne. Zur Erläuterung fasste Surburg
die in der SUP-Richtlinien genannten Vorraussetzungen
für eine Prüfpflichtigkeit zusammen:
● Die Ausarbeitung erfolgt durch eine Behörde und

aufgrund von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften
(Art. 2a). ( Die Planung fällt in den prinzipiellen SUP-
Anwendungsbereich.

● Der Plan hat rahmensetzende Wirkung für künftige
Genehmigungen von UVP-pflichtigen Projekten,
oder Auswirkungen auf ein FFH-Gebiet sind poten-
tiell möglich (Art.3, Abs.2). ( Es ist eine obligatorische
SUP durchzuführen.

● Der Plan erfüllt nicht die Bedingungen unter Art. 3,
hat aber erhebliche Umweltauswirkungen und Bezug
zu nicht UVP-pflichtigen Projekten ( Nach Art.3,
Abs.4 ist zu prüfen, ob eine konditionale SUP durch-
zuführen ist.. 

Demzufolge wären in Zukunft Raumordnungspläne, der
Bundesverkehrswegeplan, der Landstraßenbedarfs-
plan/-ausbauplan und der Nahverkehrsplan generell
prüfpflichtig. Bei Lärmminderungsplänen (Umweltpla-
nung mit deutlichem Verkehrsbezug), Verkehrsplänen
auf EU-Ebene, Landesverkehrsprogrammen und Ver-
kehrsentwicklungsplänen wäre nach Einzelfallprüfung
zu unterscheiden, ob sie in den Anwendungsbereich der
SUP gemäß Art.2a fallen.
Im Falle einer SUP von Verkehrsplänen wäre nach den
bei einer Umweltprüfung generell erforderlichen Verfah-
rensschritten Screening und Scoping eine Bestandsana-
lyse des Naturraumes im beplanten Gebiet durchzufüh-
ren. Zentrale und themenspezifische Bestandteile wären
die Abschätzung der Umweltauswirkungen der beste-
henden Verkehrsnetze, die Prognose der Umweltauswir-
kungen der geplanten Verkehrsnetze sowie die Entwick-
lung von Alternativen. Unter Berücksichtigung der zuvor
zu definierenden Umweltziele und -standards wären
Empfehlungen für Maßnahmen zur Konfliktvermeidung
bzw. -verringerung zu erarbeiten. Die Ergebnisse müs-
sten in einer Gesamtbeurteilung zusammengefasst wer-
den und abschließend Empfehlungen für ein Monitoring

gegeben werden. Die Methodik ähnelt insgesamt der
UVP, lediglich das Monitoring ist dort nicht vorgesehen.
Für die Entwicklung der Umweltqualitätsziele sollten ein-
zelne Parameter wie Luft, Lärm und Flächeninanspruch-
nahme. herangezogen werden. Allgemeine Empfehlun-
gen zu den Umweltzielen auf Bundesebene wären wün-
schenswert. Sie sollten aber bezogen auf den Einzelfall
geprüft und gegebenenfalls genauer definiert oder
ergänzt werden.

Verhältnis von SUP, FFH-Verträglichkeits-
prüfung und Landschaftsplanung 

Im letzten Vortrag der Tagung stellte Dr. Catrin
Schmidt von der Fachhochschule Erfurt die Anwen-
dungsmöglichkeiten unterschiedlicher Planungsinstru-
mente im Rahmen einer SUP vor. Neben den übrigen
Umweltplanungen kommt der Landschaftsplanung in
diesem Zusammenhang eine besondere Bedeutung zu.
Ihre Ziele sind mit denen der SUP identisch, wobei sie
sich inhaltlich in erster Linie auf gestalterische Aspekte
konzentriert, während die Umweltprüfung ein weites
Spektrum an Umweltfaktoren abdeckt. Der Landschafts-
plan kann als eine wesentliche Grundlage der Umwelt-
prüfung verstanden werden. Häufig lassen sich Teilas-
pekte des Umweltberichts wie die Darstellung des
aktuellen Umweltzustandes, die Entwicklungsprognosen
und Zielvorstellungen aus ihm ableiten bzw. darauf auf-
bauen. Positiv bewertete Schmidt die aus dieser Ver-
knüpfung resultierende stärkere Einbeziehung des Kul-
turlandschaftsaspekts in die Umweltprüfung. 

Ist für einen Plan oder ein Programm sowohl eine
SUP als auch eine FFH-Verträglichkeitsprüfung durch-
zuführen, so wäre eine Kopplung beider Prüfverfahren
sinnvoll. Dabei ist zu beachten, dass die FFH-Verträg-
lichkeitsprüfung sich von der Umweltprüfung durch eine
größere Tiefenschärfe unterscheidet. Während durch
letztere ein insgesamt hohes Umweltschutzniveau
erreicht werden soll, zielt erstere auf den Schutz speziel-
ler Gebiete ab und erfordert daher detailliertere Anga-
ben. Soweit sie als inhaltlich eigenständiger Teil erhalten
bleibt, wäre ihre Integration in das SUP-Verfahren sinn-
voll. Die Eigenständigkeit der FFH-Verträglichkeitsprü-
fung ist unbedingt zu wahren, da ihre Rechtsfolgen
andere sind als die der SUP.

Einzelne Diskussionspunkte und
abschließende Bemerkungen 

● Insgesamt wurde von seiten der Referenten die Ein-
führung der SUP positiv beurteilt. So ging Surburg in
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Region Planung Schwerpukte bei der wissenschaftlichen Begleitung

Westpfalz

(Rheinland Pfalz),

Gesamtfortschreibung des

Raumordnungsplanes

Förmliches Beteiligungsverfahren, Berücksichtigung der

Konsultationsergebnisse, Unterrichtung über die Ent-

scheidung

Großraum Braunschweig

(Niedersachsen)

Gesamtfortschreibung des

regionalen Raumordnungs-

programms

Scoping, planungsbegleitende Erarbeitung und Berück-

sichtigung des Umweltberichts, Beteiligungsverfahren

Mittelfranken, Region 7

(Bayern)

Anpassung des Regionalplans

an das fortgeschriebene

Landesentwicklungsprogramm

Screening, Scoping, planungsbegleitende Erarbeitung

und Berücksichtigung des Umweltberichts, Beteiligungs-

verfahren

Tab.1: Für das SUP-Forschungsprojekt ausgewählte Regionalpläne
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